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Wie tritt die EU im internationalen Bereich
für die Menschenrechte ein?

Instrumente, Handlungsfelder, Herausforderungen

Wolfgang S. Heinz und Josephine Liebl1, Dezember 2008

Mit der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) etablierte sich die
Union als ein herausragender Akteur sui generis in der internationalen Politik,
wobei für die Abstimmung von politischen Positionen die Beteiligung von 27

Außenministerien erforderlich ist. Die EU tritt zunehmend als wichtiger Akteur
gegenüber den Nachbarländern, den AKP-Staaten (afrikanische, karibische und
pazifische Staaten) und als regionaler Block bei internationalen Foren wie den Vereinten
Nationen (VN) und der Welthandelsorganisation (WTO) auf2. In der
Menschenrechtspolitik zeigte sich die wachsende Bedeutung auch in institutioneller
Hinsicht, im EU-Binnenraum durch die Errichtung der Agentur für Menschenrechte im
Januar 2007, in der Entwicklungspolitik durch die Europäische Initiative (seit 2007
Instrument) für Demokratie und Menschenrechte (EIDHR) und in der operativen
Außenpolitik z.B. durch der Betonung der Menschenrechtsdialoge3.

Seitdem der internationale Akteur EU an Bedeutung gewinnt, stellt sich auch präziser
die Frage nach dem Gewicht der Menschenrechte als einem von mehreren Zielen der
EU-Außenpolitik und als Querschnittsaufgabe. Aus der nationalen Außenpolitik ist
bekannt, dass es Zielkonflikte gibt zwischen der Menschenrechtsorientierung und den
anderen Feldern der Außenpolitik, besonders in den Bereichen Sicherheits- und
Bündnispolitik sowie Wirtschaftspolitik. Diese Zielkonflikte lassen sich nicht a priori
auflösen, sondern müssen von der Politik bearbeitet werden. Beispiele sind die
gegenwärtigen Beziehungen zu Russland, zu China, den USA und im Rückblick frühere
Entwicklungen innerhalb der NATO (Portugal, Spanien, Griechenland und Türkei).
Häufig besteht ja die Gefahr, dass den Menschenrechten bei außenpolitischen
Überlegungen keine oder nur eine geringe Bedeutung eingeräumt wird, da nationale
Außenpolitik maßgeblich von strategischer und realpolitischer Logik dominiert wird4. Im
Rahmen der EU wird dies am Beispiel der Sicherheitsstrategie von 2003 deutlich, bei
der Menschenrechtsfragen kaum eine Rolle spielen.

Im Vordergrund des Beitrages stehen Ziele und politische Maßnahmen der EU zur
Förderung der Menschenrechte. Eine umfassende Darstellung von Ländern,
Weltregionen und Instrumenten kann hier jedoch nicht geleistet werden, weil bisher
keine umfassenden Analysen oder auch nur Evaluierungen existieren, die sich mit
politischen Entscheidungsprozessen hinsichtlich der Menschenrechtspolitik innerhalb der
EU und in Drittländern befassen5. Auch auf die Europäische Sicherheits- und
Verteidigungspolitik (ESVP), für die die Stelle eines persönlichen Beauftragten für
Menschenrechte bei Javier Solana geschaffen wurde, kann nicht eingegangen werden6.
Die Themen Entwicklungszusammenarbeit und Handelsbeziehungen werden nur kurz
gestreift.
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Der Beitrag beginnt mit einigen Hinweisen zur EU als internationalem Akteur (Kap.
1). Um die EU-Außenpolitik im Hinblick auf menschenrechtliche Standards zu
überprüfen, ist es erforderlich, Kriterien für eine solche Beurteilung zu definieren. Dabei
werden zuerst die von der EU selbst angegebenen Maßstäbe behandelt, dann
Vorschläge aus der menschenrechtspolitischen Diskussion vorgestellt (Kap. 2). Darauf
folgt eine Darstellung der Instrumente der EU-Menschenrechtspolitik (Kap. 3) und der
Handlungsfelder (Kap. 4). Wesentliche Ergebnisse werden dann an Hand der in Kap. 1
erwähnten Kriterien bewertet (Kap. 5). In den Schlussfolgerungen werden schließlich
einige Vorschläge für eine kohärentere und konsistentere Menschenrechtspolitik
formuliert (Kap. 6).

Die EU als internationaler Akteur

Bevor mit der Darstellung der EU-Menschenrechtspolitik begonnen wird, muss kurz
auf die Charakteristika der EU als internationaler Akteur eingegangen werden. Aufgrund
der speziellen Struktur der EU, die sowohl durch Supranationalität wie
Intergouvernementalität charakterisiert ist, muss die traditionelle Staatenanalyse, die auf
den Konzepten von Staat, Nation und Souveränität basiert, erweitert werden7. Die Frage,
inwiefern die EU überhaupt als eigenständiger Akteur im internationalen Bereich
gesehen werden kann, steht hierbei im Vordergrund. Dabei wird immer wieder auf die
Komplexität der Entscheidungsfindung zwischen den verschiedenen Organen und
Einrichtungen, besonders aber die Bedeutung von Einstimmigkeit in fundamentalen
Entscheidungen im internationalen Bereich hingewiesen. Die Außenpolitik im Rahmen
der EU wird gegenwärtig vor allem als Interaktionsprozess interpretiert, bei dem die
Sozialisierung der Mitgliedstaaten eine große Rolle für die Wahrnehmung gemeinsamer
außenpolitischer Ziele spielt8.

Die frühere Deutung der EU als normative Zivilmacht, die nicht-militärische Formen
der internationalen Politik vertritt, ist spätestens seit der Einführung der Europäischen
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) nicht mehr haltbar9. Die wissenschaftliche
Diskussion tendiert daher zum Begriff einer begrenzten Militärmacht10.

Aufgrund der Aufteilung von Entwicklungspolitik, Handelspolitik und Außenpolitik in
die drei Säulen der EU und der daraus resultierenden unterschiedlichen Kompetenzen
der EU- Organe gibt es zahlreiche Instrumente der EU-Menschenrechtspolitik im
internationalen Bereich, auf die hier aber nicht im Einzelnen eingegangen werden kann.
Im Folgenden wird vor allem versucht, zu einer generellen Beurteilung der Bedeutung
von menschenrechtlichen Normen in den jeweiligen Handlungsfeldern der EU zu
kommen.

Kriterien für die Bewertung von
Menschenrechtspolitik

EU-Kriterien

Seit Anfang der 90er Jahre betont die EU, dass Menschenrechte einer der
Grundbausteine ihrer Identität als Wertegemeinschaft und maßgeblich für ihr politisches
Handeln sind. Das EU-Primärrecht definiert Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte als
Grundziele der EU-Außenpolitik11.

In der bis heute wichtigen Mitteilung 252 aus dem Jahr  2001 zur Rolle der EU bei
der Förderung der Menschenrechte und der Demokratisierung in Drittländern definierte
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die Kommission die Schwerpunkte ihrer Menschenrechtspolitik als Entwicklung eines
kohärenten und konsistenten Menschenrechtsansatzes, bei dem die Aktivitäten der
Gemeinschaft und der EU aufeinander abgestimmt werden, Menschenrechte in den
Dialog und die Zusammenarbeit mit Drittstaaten in Form von mainstreaming mit
einbezogen werden, sowie eine bessere Koordination der Projekte des EIDHR mit der
Menschenrechtspolitik angestrebt werden soll12.

Unter Konsistenz wird im Folgenden das Einhalten menschenrechtlicher Vorgaben
der EU durch ihre Organe verstanden, ohne dass es zu (ungelösten) inneren
Widersprüchen oder Spannungen kommt. Kohärenz meint einen relativ vergleichbaren
Einsatz der Instrumente in Abhängigkeit von der jeweiligen Menschenrechtssituation
(und nicht z.B. von den jeweiligen besonderen Beziehungen zum Zielland).

Kriterien der menschenrechtspolitischen Diskussion

Aus den zahlreichen Beiträgen der menschenrechtspolitischen Diskussion seien hier
nur einige wenige Vorschläge für Kriterien referiert, die sich breiter Zustimmung in
Forschung und Praxis erfreuen dürften. Sie sind im Wesentlichen aus der Diskussion
über Menschenrechte als einem Ziel von Außenpolitik abgeleitet.

Für den früheren Generalsekretär von amnesty international Deutschland, Volkmar
Deile, soll eine glaubwürdige Menschenrechtspolitik:

· den Opfern von Menschenrechtsverletzungen helfen;
· Menschenrechtsverletzungen verhindern und deren Ursachen überwinden helfen;
· Strukturen schaffen, die die Fortsetzung bzw. Wiederholung von

Menschenrechtsverletzungen vermeiden helfen und staatliche und quasi-staatliche
Gewalt, die Menschenrechtsverletzungen verursacht, rechenschaftspflichtig
machen;

· Menschenrechtsbewusstsein schaffen und stärken, um so auf eine „Kultur der
Menschenrechte“ in allen Bereichen der Gesellschaft hinzuwirken13.

Wolfgang S. Heinz unterschied 1993 zwischen folgenden vier Zielebenen:
· Einsatz für (potenzielle) Opfergruppen von Menschenrechtsverletzungen;
· Veränderungen in bestimmten Politikbereichen, z.B. Frauendiskriminierung,

Todesstrafe, Minderheitenpolitik, Zwangsumsiedlungen;
· Veränderung auf der Ebene staatlicher Strukturen: Institutionen, Gesetze,

Verwaltungspraxis etc.;
· Veränderungen gesellschaftlicher Strukturen im Zielland, wenn sie mit großer

Wahrscheinlichkeit zu Menschenrechtsverletzungen führen (z.B. ungleicher
Landbesitz, Mangel an politischer Bildung) oder diese Wahrscheinlichkeit
zumindest zu verringern suchen (z.B. Justizreform)14.

In einem kritischen Beitrag über die Initiative westlicher Politik, in Zentralasien
Demokratie zu fördern – ein anderer, komplexerer aber verwandter Politikbereich –
orientiert sich Gordon Crawford von der Universität Leeds an den Kriterien Legitimität
(wie legitim ist die Einflussnahme westlicher Länder, Demokratie zu fördern),
Konsistenz, Doppelstandards, local ownership und commitment (wie ernst ist es
westlichen Ländern, Demokratie zu fördern)15.

Aus der völkerrechtlichen und politikwissenschaftlichen Diskussion zu
Menschenrechten lassen sich zusammenfassend folgende Kriterien für einen verstärkten
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Einsatz (Aktivitäten und Programme) formulieren:
- Schwere, Art und Ausmaß von Menschenrechtsverletzungen
- jüngste Trends bei den Verletzungen, d.h. nehmen sie zu oder ab, verändern sie

sich, verschieben sie sich z.B. von Haft zu Verschwindenlassen politischer
Gefangener; direkte oder eher indirekte Regierungsverantwortlichkeit

- Beeinflussbarkeit der Regierung und relevanter staatlicher Institutionen;
- Existenz von Akteuren, die wahrscheinlich versteckt mit der Regierung

zusammenarbeiten wie z.B. paramilitärischen Gruppen;
- voraussichtliche Reaktionen auf internationale Kritik und Vorschläge bis hin zu

Sanktionen auf Seiten von Regierung (Gegenstrategien,
Solidarisierungsprozesse), Parlament und Gesellschaft.

Schlussfolgerungen: Beurteilungskriterien

In der EU verweisen Kommission, Rat und Parlament bei der Anwendung der ihnen
zur Verfügung stehenden Instrumente immer wieder auf die große Bedeutung von
Konsistenz und Kohärenz für EU-Menschenrechtspolitik16. Daraus lassen sich folgende
Kriterien ableiten.

Konsistenz
Menschenrechtliche Aspekte sollten in außenpolitischen Überlegungen durchweg und
nicht nur ausnahmsweise eine Rolle spielen (Querschnittsaufgabe). Die institutionelle
Trennung in Außen-, Handels- und Entwicklungspolitik darf keine Grenze darstellen.
Das bedeutet auch, dass die im Rahmen dieser drei Felder verfolgte Politik sich nicht
nur nicht widersprechen, sondern auch ergänzen und aufeinander aufbauen sollte.

Kohärenz
Zum anderen erfordert eine kohärente Menschenrechtspolitik einen vergleichbaren
Einsatz der außenpolitischen Instrumente gegenüber Drittländern in ähnlichen
Situationen. Damit ist kein one size fits all approach gemeint, sondern eine primäre
Ausrichtung von Politik und Maßnahmen an der Menschenrechtslage vor Ort. Als
Konsequenz daraus mag sich eine gewisse Selektivität bei der Auswahl von Zielländern
ergeben. Diese ist aber so lange nicht übermäßig problematisch, wie sie Folge der
Anwendung objektiver Kriterien wie Art und Ausmaß von Menschenrechtsverletzungen
und weiterer Kriterien etc. wäre. Hierzu gehört auch die Vermeidung von Doppelmoral
in dem Sinn, dass bei vergleichbaren Situationen nicht einfach zwischen Freunden und
Gegnern oder auch Ländern, in denen man selbst starke nationale Interessen verfolgt,
unterschieden werden sollte.

Transparenz
Darüber hinaus ist eine unabhängige Evaluierung von Programmen und Maßnahmen zu
fordern, um deren Effektivität beim Menschenrechtsschutz in Drittländern beurteilen und
somit einen wesentlichen Beitrag zu einer wirkungsvollen Politik leisten zu können17.

Um diese oder auch andere Kriterien umfassend anwenden zu können, müsste die
Forschung Zugang zu den entscheidungsrelevanten Dokumenten innerhalb der EU
bekommen, was nur sehr begrenzt möglich ist. Zwar gibt es zur Menschenrechtspolitik
der EU gegenüber Drittländern eine wachsende Forschungsliteratur. Aber nur eine
geringe Zahl von Beiträgen befasst sich genauer mit den Auswirkungen von Themen-
und Länderinitiativen auf die Zielländer und Regionen, einschließlich der relevanten
konzeptionellen Diskussion und der Entscheidungsprozesse in Brüssel, in den
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Hauptstädten der EU-Mitgliedsstaaten und der Dritt- oder Zielstaaten. (Im Bereich der
Außenpolitik einzelner Staaten gibt es Analysen zu Ziel und Wirkungen von
Menschenrechtspolitik in den USA18 und den Niederlanden19). Dadurch ist eine
detaillierte Bewertung der EU-Strategien nur begrenzt möglich20.

Instrumente

Rat und Kommission nennen in ihren letzten beiden Jahresberichten zu den
Menschenrechten  folgende Instrumente der EU-Menschenrechtspolitik21:

- Gemeinsame Strategien, gemeinsame Aktionen und gemeinsame Standpunkte
- die EU-Leitlinien zu Todesstrafe (1998), Folter und andere grausame,

unmenschliche oder erniedrigende Behandlung oder Strafe (2001), Kindern in
bewaffneten Konflikten (2003) und Schutz von Menschenrechtsverteidigern
(2004); Anerkennung des humanitären Völkerrechts (2005)22;

- Demarchen und Erklärungen;
- Menschenrechtsdialoge (einschließlich den Leitlinien zu Menschenrechtsdialogen

mit Drittländern (2001);
- Troika-Konsultationen zu Menschenrechtsfragen mit den USA, Kanada, Japan,

Neuseeland und Bewerberländern;
- Menschenrechtsklauseln in Kooperationsabkommen mit Drittländern;
- Maßnahmen, die im Rahmen der Europäischen Initiative/dem Instrument für

Demokratie und Menschenrechte finanziert werden.

Der Rat beschließt Gemeinsame Leitlinien, Aktionen und Standpunkte und -
Ländersanktionen, die sich in der Vergangenheit meist an VN-Resolutionen orientiert
haben (siehe unten, Abschnitt zu Sanktionen). Alle außenpolitischen Beziehungen der
EU mit Drittstaaten beinhalten einen formellen Dialog. „Wesentliche Bestandteile“ des
Dialogs, die die Kommission 1995 einführte, sind „Berücksichtigung der Wahrung der
Grundsätze der Demokratie und der Achtung der Menschenrechte“, die in einer
Standardklausel festgeschrieben ist23.

Im Folgenden werden zwei der genannten Instrumente genauer betrachtet, nämlich
die gemeinsamen Leitlinien, Aktionen und Standpunkte sowie die
Menschenrechtsdialoge.

Gemeinsame Leitlinien, gemeinsame Aktionen und
gemeinsame Standpunkte

Die EU verabschiedete auch in den letzten Jahren zu einer großen Zahl von Ländern
gemeinsame Aktionen und gemeinsame Standpunkte. Im Folgenden soll nur der
Bereich der  Sanktionen betrachtet werden, der als härteste Maßnahme der Union zur
Verfügung steht.

Die EU hat seit dem 1. Juli 2005 keine Gemeinsame Leitlinie verabschiedet (siehe
Jahresberichte 2006 und 2007). Sanktionen werden als gemeinsame Standpunkte nach
Artikel 15 EU-Vertrag einstimmig beschlossen.

Die Europäische Union verhängt Sanktionen oder restriktive Maßnahmen zur
Verwirklichung der Ziele der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), wie
in Artikel 11 des Vertrags über die Europäische Union festgelegt, aus folgenden
Gründen:

- die Wahrung der gemeinsamen Werte, der grundlegenden Interessen, der
Unabhängigkeit und der Unversehrtheit der Union im Einklang mit den
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Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen;
- die Stärkung der Sicherheit der Union in allen ihren Formen;
- die Wahrung des Friedens und die Stärkung der internationalen Sicherheit

entsprechend den Grundsätzen der Charta der Vereinten Nationen und der
Schlussakte von Helsinki sowie den Zielen der Charta von Paris, einschließlich
derjenigen, welche die Außenpolitik betreffen;

- die Förderung der internationalen Zusammenarbeit;
- die Entwicklung und Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit sowie die

Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten.24

Bei Sanktionen ist daran zu denken, dass sie unterschiedliche Funktionen haben
können wie z.B. in der internationalen Staatengemeinschaft klare politische Signale zu
senden, für die eigene Politik und Gesellschaft Positionen zu markieren sowie auf
Veränderungen im Zielland hinzuwirken.

Im Folgenden wird anhand einer Aufstellung aus dem Jahr 2006 eine aktuelle
Übersicht über Sanktionen gegeben.25

Übersicht 2: EU-Sanktionen 200626

(einige Sanktionen sind zeitlich begrenzt, was hier aber nicht im Einzelnen
aufgeführt wird)

Belarus: Konteneinfrierung, Reisebeschränkungen
Kongo-Brazzaville: Konteneinfrierung; Reisebeschränkungen, Waffenembargo,

Embargo zu bestimmten Dienstleistungen
Elfenbeinküste: Konteneinfrierung (Personen, die den Frieden und die nationale

Versöhnung bedrohen); Reisebeschränkungen, Waffenembargo,
Embargo für Instrumente interner Repression, Importverbot für
Diamanten, Embargo zu bestimmten Dienstleistungen

Kroatien: Konteneinfrierung (Personen, die vom Internationalen
Strafgerichtshof angeklagt wurden)

Iran: u.a. Konteneinfrierung, Reisebeschränkungen, Waffenembargo,
Kontrolle bestimmter Investitionen, Embargo zu bestimmten
Dienstleistungen

Liberia: Reisebeschränkungen, Waffenembargo, Embargo zu bestimmten
Dienstleistunge

Nordkorea: Konteneinfrierung, Reisebeschränkungen, Waffenembargo,
Embargo für Instrumente interner Repression, Embargo zu
Luxusgütern und zu bestimmten Dienstleistungen

Myanmar/Birma: u.a. Liste von Personen (Konteneinfrierung,
Reisebeschränkungen), Waffenembargo, Embargo für Instrumente
interner Repression, Embargo zu bestimmten Dienstleistungen,
Suspendierung bestimmter EZ-Programme; Suspendierung von
Besuchen hochrangiger Regierungsvertreter/innen

Sierra Leone: Reisebeschränkungen für Angehörige der früheren Militärjunta,
Waffenembargo

Somalia: Waffenembargo und Embargo zu bestimmten Dienstleistungen

Serbien u. Montenegro: Einfrierung von Konten und wirtschaftlichen Ressourcen von
Personen, die vom Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien
(engl. ICTY) angeklagt sind ,

Sudan: u.a. Konteneinfrierung, Reisebeschränkungen und Einfrierung von
Konten/wirtschaftlichen Ressourcen für Personen, die das VN-
Waffenembargo oder die Menschenrechte verletzen,
Waffenembargo, Embargo zu bestimmten Dienstleistungen
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Syrien: Reisebeschränkungen und Einfrierung von Konten/
wirtschaftlichen Ressourcen von Personen, die mutmaßlich an dem Mord
an dem früheren Ministerpräsidenten Rafiq Hariri am 14.02.2005
beteiligt waren
Simbabwe: Einfrierung von Konten und wirtschaftliche Ressourcen,

Reisebeschränkungen, Waffenembargo, Embargo für Instrumente
interner Repression, Embargo zu bestimmten Dienstleistungen

Usbekistan: Waffenembargo, Embargo für Instrumente interner Repression,
Embargo zu bestimmten Dienstleistungen, Suspendierung von
technischen Tagungen mit bezug auf das Partnerschafts- und
Kooperationsabkommen

Auch andere Länder waren Gegenstand gemeinsamer Aktionen und Standpunkte,
aber es wurden keine Sanktionen verhängt. Hierzu gehörten China, Haiti, Irak, Libanon,
Libyen,

Mazedonien, Moldawien, Sierra Leone, Somalia und die USA.

Darüber hinaus gab die EU 2006 Erklärungen mit Bezug zu Menschenrechten u.a. ab
zu den Ländern Aserbeidschan, Belarus, Birma/Myanmar, Kolumbien, Kongo
(Brazzaville), Eritrea, Iran, den Malediven, Nepal, Sri Lanka, Syrien, Thailand,
Usbekistan, Vietnam und Simbabwe27.

Allgemein ist festzuhalten:
- Die EU hat zu über eine großen Zahl von Ländern Sanktionen verhängt, vor

allem in Afrika und einigen wenigen weiteren Staaten wie Birma, Nordkorea,
Usbekistan etc. Die Sanktionen gegen Länder des Balkans beziehen sich auf
Einzelpersonen, die vom Strafgerichtshof zu Ex-Jugoslawien gesucht werden.

- Länder anderer Regionen als Afrika, in denen es Menschenrechtverletzungen
gibt, werden nur sehr selten sanktioniert, etwa in Nahost, Asien und
Lateinamerika. Welche Motive hier eine Rolle spielen, ist schwer zu sagen und
wird auch von der EU nicht erklärt, etwa in ihren Menschenrechts-
Jahresberichten.

- Es ist kaum bekannt, welche Gründe bei der Entscheidungsfindung zur
Verhängung der Sanktionen im Einzelfall führten (und warum in anderen Fällen
nicht), wie deren Wirksamkeit bewertet wird und welche Folgen dies für die EU-
Politik hatte. Meistens werden Sanktionen im Rahmen von UN-Resolutionen
beschlossen und ihre Fortsetzung von nachfolgenden UN-Resolutionen abhängig
gemacht. Da die EU so nur als ausführendes Organ von UN-Resolutionen agiert,
ist wohl auch der Druck, selbst eine Evaluierung durchzuführen, nicht allzu
groß28. Über die Wirksamkeit von Sanktionen für einzelne Länder scheinen keine
Evaluierungen zu existieren.

Menschenrechtsdialoge

Bei Dialogen sind drei Typen zu unterscheiden, (1) Dialoge zu bestimmten
Menschenrechtsthemen aufgrund der Menschenrechtsklausel in Kooperationsabkommen
mit Drittstaaten (dieses Thema wird hier nicht weiter verfolgt), (2) ausschließliche/
institutionalisierte Menschenrechtsdialoge und (3) Dialoge auf der Grundlage des
Cotonou-Abkommens.

Das Instrument des ausschließlichen und institutionalisierten Menschenrechtsdialogs
kommt zurzeit gegenüber China, Usbekistan und Iran (bis Ende 2006) zum Einsatz. Da
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der Dialog mit Iran aus politischen Gründen ausgesetzt wurde und mit Usbekistan erst
im Mai 2007 begann, wird hier auf den Menschenrechtsdialog mit China eingegangen,
welcher 1996 begonnen wurde29.

Im Jahr 2007 fanden zwei offizielle Treffen mit China statt, die EU sprach die
Ratifizierung des Zivilpakts, Pressefreiheit, Rechte ethnischer Minderheiten und die
Todesstrafe an30. Die jeweiligen Tagesordnungspunkte ergeben sich aus einem
Ratsbeschluss von 2001, in dem Gesprächsthemen für den Menschenrechtsdialog
ausgearbeitet wurden. Obwohl im Laufe des Dialogs einige Fortschritte gemacht
wurden, wie die Ratifizierung des VN-Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte, muss der Rat immer wieder schwere Menschenrechtsverletzungen einräumen.
Da Kriterien für Erfolg oder Misserfolg von der EU nicht klar kommuniziert werden, ist
es für Menschenrechtsorganisationen schwer, sie angemessen zu bewerten und
Verbesserungsvorschläge zu entwickeln31.

Es ist zum Beispiel nicht klar, wann die im Kooperations-Abkommen enthaltene
Aussetzungsklausel im Falle einer „konsequenten“ Nichtkooperation eines Drittlandes
angewandt werden würde, etwa im Falle von China. Dabei ist zu beachten, dass auf
Grundlage des Völkerrechts ein Staat nicht einfach einen anderen zu einer bestimmten
Handlung zwingen kann, da der völkerrechtliche Grundsatz der nationalen Souveränität
der Staaten zu beachten ist.

Ein Bericht des Europaparlaments (EP) äußert grundsätzliche Kritik in einer
Auswertung der Dialoge: „Weder der Rat noch die Kommission (haben) eine Methode
entwickelt ..., um diese Dialoge und Konsultationen zu organisieren und zu
systematisieren, sodass die Ergebnisse nicht aus einer Gesamtperspektive betrachtet
werden können“32.

Die Internationale Föderation der Menschenrechtsligen (FIDH) kritisiert bei den
Dialogen fehlende Transparenz über Ausgangspunkte und Ergebnisse der einzelnen
Treffen sowie mangelnde Miteinbeziehung der Zivilgesellschaft auf beiden Seiten33. Dies
ist bedenklich, da Forderungen an die EU, Menschenrechtsfragen in China verstärkt zu
thematisieren, mit dem Verweis auf den Dialog abgewehrt werden. (Es ist eine andere
Frage, ob ein konfrontatives Vorgehen gegenüber China mehr Wirksamkeit verspricht).
Auch die Tendenz, Kritik von menschenrechtlicher Seite mit dem Argument zu kontern,
dass diese schon hinreichend im diplomatischen Dialog thematisiert wird, ist aufgrund
der fehlenden Transparenz fragwürdig. Gerade wegen der eingangs angesprochenen
möglichen Interessenkonflikte zwischen Außenpolitik und menschenrechtlichen Fragen
sollte die Zivilgesellschaft in den Dialog mit eingebunden werden, um eine
Kontrollfunktion zu übernehmen. Es scheint allzu leicht, im Rahmen des
Menschenrechtsdialogs politisch unangenehme Themen auszusparen34, und dann
Forderungen nach weitergehenden Maßnahmen abzulehnen.

Darüber hinaus – ein dritter Typ von Dialog - wurden auf der Basis von Art. 8 des
Cotonou Abkommens 2005 Dialoge durchgeführt mit den Ländern Angola, Botsuana,
Burkina Faso, Gabun, Ghana, Kenia, Kongo (Brazzaville), Mauretanien, Mosambik,
Nigeria, Senegal, Simbabwe, Südafrika, Swasiland und Uganda sowie auch mit
regionalen Organisationen (AU, SADC, ECOWAS)35.
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Handlungsfelder der EU-
Menschenrechtspolitik

Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik

Im Rahmen der Gemeinsamen Sicherheits- und Außenpolitik (GASP), die
bekanntlich nicht vergemeinschaftet ist, ist der Rat stärkster Akteur. Kommission und
Europäisches Parlament (EP) müssen von seinen Vorhaben unterrichtet werden.

In der Kommission wird die Außenpolitik wahrgenommen von einer Kommissarin
und vier Kommissaren für Außenbeziehungen und europäische Nachbarschaftspolitik,
Wirtschaft und Währungsangelegenheiten, Außenhandel, humanitäre Hilfe und
Entwicklungspolitik und Erweiterung.

Es kann nicht verwundern, dass nach dem 11. September 2001 sicherheitspolitische
Aspekte bei den Außenbeziehungen eine zentrale Rolle spielen. Dies wird vor allem bei
der Europäischen Nachbarschaftspolitik (ENP) und der Europa-Mittelmeer-Partnerschaft
deutlich, was eine negative Auswirkung auf das Gewicht des Menschenrechtsschutzes in
den Außenbeziehungen zu diesen Staaten hatte36. Besonders prägnant ist dies bei der
praktischen Zusammenarbeit mit Ländern an der EU-Außengrenze, bei der
sicherheitspolitische Themen vorrangig sind. Dabei wird in erster Linie das Eingehen auf
europäische Sicherheitsvorstellungen gefordert, welche dann zum Grundpfeiler der
Beziehung werden37. Die Dominanz der sicherheitspolitischen Logik führt dazu, dass sich
bilateralen Aktionspläne in ihren menschenrechtlichen Komponenten und der
Gewichtung derselben erheblich unterscheiden. Erschwerend kommt hinzu, dass bei
einer so exklusiven Schwerpunktsetzung auf internationale Sicherheit keine Vorkehrung
für Menschenrechtsdialoge getroffen wird38.

Die Fallskizze Algerien illustriert die Problematik:

Der Fall Algerien

Aus dem Beispiel der manipulierten algerischen Parlamentswahlen 1997 wird
ersichtlich, dass es der EU-Politik nicht gelungen ist, mit den durch den Barcelona -
Prozess geschaffenen Institutionen einen Ausgleich im Sinne einer vertikal und
horizontal kohärenten EU-Außenbeziehung herzustellen. Nach Schlotter kann erst in
dem Moment von einer erfolgreichen Algerienpolitik gesprochen werden39, als innerhalb
der Kommission versucht wurde, eine gemeinsame Position auszuloten, und Frankreich,
Spanien, Portugal und Italien mit Marokko, Tunesien und Algerien bilaterale
Abkommen zur Terrorismusbekämpfung abgeschlossen hatten.

Als im Jahre 2000 die algerische Regierung gewaltsam gegen politische Gegner
vorging, wurde die Forderung laut, das Europaparlament (EP) sollte das
Assoziierungsabkommen nicht unterschreiben, so lange sich die
Menschenrechtssituation in Algerien nicht verbessert habe. Zwar stimmte das EP dem
Abkommen im Oktober 2003 zu, verabschiedete jedoch zugleich eine Resolution, in der
es seine Sorge um die Menschenrechtsverletzungen im Lande zum Ausdruck brachte40.
Aus Angst vor einer Verschlechterung der allgemeinen Sicherheitslage an ihren Grenzen
haben sich beide Regierungen wiederholt EU-Sanktionen aufgrund von
Menschenrechtsverletzungen entgegengestellt.

Eine kohärente Menschenrechtspolitik war erst dann möglich, als die EU-
Mittelmeerstaaten, insbesondere Frankreich, ihre Sonderrolle aufgaben. Dies ist auf die
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Vermittlungsrolle der Kommission zurückzuführen, die wiederum nur im Rahmen des
Assoziationsabkommens in den Prozess mit eingebunden war41. Einerseits spielte die
Kommission als supranationales Organ eine wichtige Rolle bei der Auslotung von
Interessen, andererseits sieht man am Verhalten der Mittelmeerstaaten, dass eine
Kooperation nur zustande kommt, wenn die Mitgliedstaaten ihre nationalen Interessen
hinreichend gewahrt sehen. Es ist vorstellbar, dass die oben erwähnten bilateralen
Abkommen ein Hindernis für eine konsistente Menschenrechtspolitik der EU darstellen.
Dieser Punkt kann hier nicht vertieft  werden.

Menschenrechtsdialog vs Sanktionen? Der Fall Kuba

Ein anders gelagerter Fall ist Kuba. Anhaltende Menschenrechtsverletzungen
verlangten auch hier nach einer Antwort der EU. Diese hatte begrenzte Sanktionen
verhängt, und innerhalb der EU kam es zu Diskussionen, ob diese Politik fortgesetzt
oder abgemildert werden sollte. Schließlich setzte sich  Spanien, das für eine
Abmilderung plädierte, gegen die Tschechische Republik und Polen durch, die sich für
eine Fortsetzung aussprachen42.

Nach Informationen des Auswärtigen Amtes wurde der “Gemeinsame Standpunkt”
der Europäischen Union vom Dezember 199643 zu Kuba zuletzt im Juni 2006 aktualisiert
und ist weiterhin Grundlage für die Beziehungen der EU und ihrer Mitgliedsstaaten zu
diesem Land. Er beschreibt diese Beziehungen und verknüpft die Perspektive einer
umfassenden Zusammenarbeit mit Kuba mit Fortschritten in Bezug auf
Demokratisierung, Menschenrechte und politischer Freiheit. Die Europäische
Kommission führte bis 2003 Maßnahmen entwicklungspolitischer Zusammenarbeit mit
Kuba durch, zuletzt im Volumen von rund 10-15 Mio. Euro  pro Jahr. Nachdem die EU
dann im Juni 2003 beschloss, mit politischen Maßnahmen auf die drastische
Verschlechterung der Menschenrechtslage zu reagieren –Festnahme von 75
Oppositionellen und Hinrichtung von drei Flugzeugentführern - , verweigerte die
kubanische Regierung Botschafts- und Regierungsvertretern derjenigen Mitgliedstaaten,
die als Reaktion Oppositionelle zu ihren Nationalfeiertagen eingeladen hatten, jeglichen
Zugang zu offiziellen Stellen. Die Regierung Kubas verzichtete auf die gesamte offizielle
Entwicklungszusammenarbeit mit der EU und den Regierungen der Mitgliedsländer. Der
im Januar 2003 erneut gestellte Antrag auf Mitgliedschaft im Abkommen von Cotonou
zwischen der EU und den AKP-Staaten wurde Mitte Mai 2003 infolgedessen wieder
zurückgezogen.

Nachdem Kuba 14 der 75 politischen Häftlinge von Frühjahr 2003 freigelassen und
den EU-Botschaften Anfang 2005 wieder Zugang zu den staatlichen Stellen erlaubt
hatte, wurden die politischen Maßnahmen von Juni 2003 vorübergehend ausgesetzt.
Eine Rückkehr zu normalen Beziehungen wurde bisher nicht erreicht. Ein Dialog zu
Menschenrechten und eine Entwicklungszusammenarbeit bestehen nach wie vor nicht.44

Im Mai 2005 wurden der CDU/CSU-Bundestagsabgeordnete Arnold Vaatz und der
tschechische Senator Fürst Karel Schwarzenberg aus Kuba ausgewiesen, nachdem sie
versucht hatten, an einem Kongress der kubanischen Opposition teilzunehmen45.

Am 3. Januar 2005 hob der Rat die Sanktionen auf, konnte sich aber bis heute nicht
auf eine neue Strategie einigen. Im Juni 2006 wurde eine mittel- und langfristigen
Strategie der EU zu Kuba in Auftrag gegeben, die jedoch bis heute nicht vorliegt. Die
Meinungsverschiedenheiten zwischen Ländern, die einen kritischen Dialog ohne
Sanktionen wünschen und solchen, die weiter Sanktionen fordern, waren bisher
unüberwindbar46.

In einem Beitrag fordert der CDU/CSU-Bundestagsabgeordnete Peter Weiß 2007,
dass die Gewährung der Grund- und Menschenrechte eine unumstößliche
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Voraussetzung für jeglichen zukünftigen Dialog sein müsse. Die Wiederaufnahme der
Entwicklungszusammenarbeit solle hiervon abhängig gemacht werden.  Projekte von
Kirchen, NGOs und politischen Stiftungen, die der kubanischen Bevölkerung zugute
kämen, sollten weiter unterstützt werden.  Er kritisiert, dass die EU auch 2007 einer
gemeinsamen europäischen Kubapolitik nicht näher gekommen sei. In einer Situation,
in der die europäischen Staaten nicht mit einer Stimme sprächen, so Weiss,  hätten es
die demokratischen Kräfte in Kuba schwer, sich gegen die Regierung zu positionieren
und friedliche Veränderungen von innen heraus zu erreichen47.

Entwicklungspolitik

Im Unterschied zu GASP ist die EU-Entwicklungspolitik Teil der ersten Säule, das
heißt Kommission, Rat und EP sind gleichberechtigte Entscheidungsträger. Die
spezifische Entwicklungspolitik der EU richtet sich ausschließlich an AKP-Staaten und
wird durch den European Development Fund (EDF) verwaltet. In Artikel 13 des
Europäischen Konsens zur Entwicklungspolitik heißt es: „Partnerschaft und Dialog der
EU mit Drittländern werden gemeinsame Werte wie die Achtung der Menschenrechte,
Grundfreiheiten, Friede, Demokratie, verantwortungsvolle Staatsführung,
Geschlechtergleichstellung, Rechtstaatlichkeit, Solidarität und Gerechtigkeit fördern“48.

Bei der EU sind die Beziehungen zu Afrika in drei Abkommen geregelt, dem
Cotonou-Partnerschaftsabkommen für AKPStaaten, in der Europäischen
Nachbarschaftspolitik und Mittelmeerpartnerschaft für nordafrikanische Staaten und in
einem Handels- und Kooperationsabkommen mit Südafrika. Daraus ergibt sich eine
Kohärenzproblematik, die einer einheitlichen EU-Politik in Fragen von Guter
Regierungsführung und somit auch Menschenrechten entgegensteht49. Beim EU-AU-
Gipfel im Dezember 2007 sollte die neue EU-Afrika-Strategie verabschiedet werden50. Es
zeigten sich erhebliche Meinungsverschiedenheiten zwischen den politischen
Forderungen der EU und den Reaktionen einzelner afrikanischer Staaten.

EIDHR

Seit 1994 gibt es das Finanzierungsprogramm European Initiative for Democracy
and Human Rights (EIDHR), das jährlich mit rd. 100 Mio Euro ausgestattet wurde; seit
2007 wird sie European Instrument for Democracy and Human Rights genannt. Sie
geht auf das Europäische Parlament zurück. ist. Somit wurde ein eigenständiges
Finanzierungsinstrument zur weltweiten Förderung von Menschenrechten geschaffen.

Für die Aktionsstrategie 2007-2010 wurden 131,1 Mio. Euro bereitgestellt51 und fünf
Programmschwerpunkte definiert52:

1. Bessere Achtung der Menschenrechte und der Grundfreiheiten in Ländern und
Regionen, in denen diese am meisten gefährdet sind;

2. Stärkung der Rolle der Zivilgesellschaft bei der Förderung von Menschenrechten
und demokratischen Reformen, bei der friedlichen Beilegung von Konflikten von
Gruppeninteressen und der Verbesserung der politischen Partizipation und
Vertretung;

3. Unterstützung von Maßnahmen in Menschenrechts- und Demokratiefragen in von
den EU-Richtlinien abgedeckten Bereichen, insbesondere Maßnahmen betreffend
die Dialoge zu Menschenrechtsfragen, Menschenrechtsverteidigern, die
Todesstrafe, Folter sowie Kinder in bewaffneten Konflikten;
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4. Unterstützung und Stärkung des internationalen und regionalen Rahmens für
den Schutz von Menschenrechten, der Gerechtigkeit und der
Rechtsstaatlichkeit sowie der Förderung der Demokratie;

5. Vertrauensbildung und Stärkung der Zuverlässigkeit und Transparenz der
demokratischen Wahlprozesse, insbesondere durch Wahlbeobachtungen.

Diese Ziele sollen in Abstimmung mit den übrigen Gemeinschaftsmaßnahmen und
Partnerschaften erreicht werden, wobei auch unabhängige Projekte unterstützt werden
können. Dies bietet den Vorteil, dass EIDHR auch finanzielle Unterstützung bieten kann
ohne die Zustimmung des Drittstaates zu benötigen. Daraus wird eine gezielte
Förderung in politisch sensiblen Fragestellungen erhofft.

Insgesamt zeigen Schwerpunkte und Begründung ein sensibles Verständnis für den
Bedarf im Bereich des internationalen Menschenrechtsschutzes.

Handelsbeziehungen

Das weite Gebiet der Handelsbeziehungen kann, wie schon eingangs erwähnt, in
diesem Rahmen nicht behandelt werden. Nur drei grundsätzliche Punkte  sollen hier
genannt werden.

In praktisch alle Handelsabkommen der EU seit 1995 sind Menschenrechts- und
Demokratieklauseln aufgenommen worden (Ausnahme: China und USA). Bisher ist
jedoch bis auf Usbekistan 2006 in keinem Fall davon Gebrauch gemacht worden53.
Allgemein tendiert die Kommission dazu, sich nicht der politischen Konditionalität zu
bedienen, sondern ihre Ziele auf dem Weg des diplomatischen und anderer Dialoge
durchzusetzen zu versuchen, und folgt damit einem „partnership-based approach“, wie
es Kausch u.a. nennen.54 Dies hat nicht zuletzt seinen Grund in der Befürchtung, die von
ihr verhandelten Kooperationsabkommen mit dem Partnerland nicht zu gefährden.

Das Cotonou-Abkommen mit den AKP-Staaten regelt in Artikel 8 Abs. 4, dass der
politische Dialog eine regelmäßige Bewertung der Menschenrechtssituation im Land zu
beinhalten hat. Im Falle einer Nichtbeachtung menschenrechtlicher Prinzipien oder
wiederholter Menschenrechtsverletzung können spezielle Konsultationen nach Artikel 96
des Abkommens geführt werden, die eine Untersuchung und Lösung der
entsprechenden Situation zum Ziel haben. Bei Krisen wie im Sudan und in Simbabwe
zeigte sich jedoch, dass die Dialoge bisher nur eine Einigung auf dem kleinsten
gemeinsamen Nenner ermöglichten55.

Auch unterstützen die EU-Mitgliedstaaten einen weltweiten Vertrag im Rahmen der
VN-Resolution 61/89 zur Festlegung gemeinsamer internationaler Normen für die
Einfuhr, die Ausfuhr und den Transfer von konventionellen Waffen. Leider konnten sich
bisher die EU- Staaten weder auf eine gemeinsame Position für den Entwurf eines
Vertrags einigen, noch darauf, den existierenden EU code of conduct von 199856 zu
verschärfen oder auch nur rechtlich verbindlich zu machen57.

EU-Bewerberländer und potenzielle Bewerberländer

Für den Beitritt zur EU müssen Bewerberländer die Kopenhagener Kriterien erfüllen,
die Teil der Stabilisierungs- und Assoziationsabkommen sind, welche die EU mit allen
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potentiellen Bewerberländern unterhält. Als politische Kriterien sind institutionelle
Stabilität als Garantie für demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, die Wahrung der
Menschenrechte sowie die Achtung und der Schutz von Minderheiten festgelegt.
Beitrittsverhandlungen können bei einem schwerwiegenden oder dauerhaften Verstoß
gegen die Prinzipien der Demokratie, Freiheit oder Menschenrechte unterbrochen
werden. Allgemein kann gesagt werden, dass die vorwiegenden Menschenrechtsfragen
in den jetzigen Bewerberländern der Schutz der Rechte von Minderheiten,
Folterprävention und die Rechte von Gefangenen sind, wobei natürlich länderspezifische
Unterscheidungen getroffen werden müssen58.

Bei der Beurteilung des menschenrechtlichen Ansatzes in Bezug auf die EU-
Bewerberländer zeigt sich, dass der Anspruch, Demokratie und Menschenrechte zu
beschützen und zu fördern, auch dazu benutzt wird, eine moralische Legitimierung der
EU-Erweiterungspolitik zu erlangen. Dabei wurden die Kopenhagener Kriterien bei den
Beitrittsverhandlungen mit zentral- und osteuropäischen Ländern, im Gegensatz zu
vorherigen Verhandlungen, als Konditionalitäten benutzt, was zu einem strikteren und
asymmetrischen Dialog führte59. Im Hinblick auf neue Kandidaten ist eine kohärentere
Politik wünschenswert, insbesondere bei Fragen des Minderheitenschutzes.

Europa-Mittelmeer-Partnerschaft/Barcelona-Prozess

Im Rahmen des Barcelona-Prozesses sind die Drittstaaten durch bilaterale Verträge
mit der EU zur Förderung von Menschenrechten und demokratischen Verhältnissen
angehalten, wobei Maßnahmen zur Erfüllung dieser Zielsetzung nicht näher angegeben
werden60.

Stärker als bei den anderen Ländergruppen wurde die Zivilgesellschaft einbezogen,
was an den Kooperationsansätzen Euromed-Forum der Zivilgesellschaften und Anna-
Lindh-Europa-Mittelmeer-Plattform deutlich wird. Grundsätzlich ist zu bemerken, dass
die Europa-Mittelmeer- Partnerschaft von sicherheitspolitischen Aspekten dominiert
wird, da es sich bei Ländern wie Marokko, Algerien oder Ägypten um strategische
Partner in der Terrorismusbekämpfung und der Migrationspolitik handelt.

In der Europäischen Sicherheitsstrategie von 2003 wird betont, dass die EU darauf
hinarbeiten sollte, dass „östlich der Europäischen Union und an den Mittelmeergrenzen
ein Ring verantwortungsvoll regierter Staaten entsteh, mit denen wir enge, auf
Zusammenarbeit begründete Beziehungen pflegen können“61. Hier werden die
Menschenrechtsanforderungen weniger klar herausgestellt als bei den Bewerberländern,
wohl auch, weil der nötige Anreiz einer EU-Mitgliedschaft fehlt und so die
Verhandlungsmöglichkeiten auf Seiten der EU begrenzter sind. Der Barcelona-Prozess
scheint wenig strikt zu sein. Die Konditionalitätsklausel in den Verträgen der EU mit
diesen Staaten, die besagt, dass bei Verletzung von Menschenrechten oder
Grundfreiheiten mit Sanktionen reagiert werden kann, wurde noch nicht angewandt62.
Wie bei dem oben genannten Beispiel zu Algerien deutlich wurde, wird der Barcelona-
Prozess wesentlich von nationalen sicherheitspolitischen Interessen der
Mittelmeerstaaten beeinflusst.

Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP)

Im Rahmen von bilateralen Aktionsplänen (ENP Action Plan) zwischen der EU und
den einzelnen Staaten werden auf Grund von Länderberichten kurz- und mittelfristige
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politische und wirtschaftliche Ziele festlegt. Der politische Teil der Pläne umfasst
Menschenrechte und Demokratie. Das im Oktober 2006 in Kraft getretene Europäische
Nachbarschafts- und Partnerschaftsinstrument (ENPI) verwaltet finanzielle Hilfe, um die
vereinbarten Ziele der Aktionspläne zu verwirklichen und ersetzt somit MEDA und
TACIS. Die Hälfte der Mitgliedstaaten des ENP ist zugleich Teil des Bologna-Prozesses,
sodass das ENPI für beide Ländergruppen genutzt wird. Die Gemeinschaftshilfe dient
auch hier zu „Förderung und Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten
einschließlich der Rechte der Frauen und der Rechte des Kindes“63. Da in diesem Fall
keine Möglichkeit eines Beitritts zur EU besteht, wird als Anreiz für eine
Implementierung von politischen, wirtschaftlichen und institutionellen Reformen eine
engere wirtschaftliche Kooperation mit der EU in Aussicht gestellt.

Genauso wie bei der Europa-Mittelmeer-Partnerschaft liegt der Schwerpunkt vor
allem auf Kooperation in den Bereichen Justiz, Bekämpfung des Drogenhandels und
organisierter Kriminalität, da es sich hier um die politisch - strategisch ähnlich wichtigen
Länder handelt wie beim Barcelona-Prozess. Insofern lassen Terrorismusbekämpfung
und Energieressourcen die Förderung von Menschenrechten in die zweite Reihe
rücken64.

In der Nachbarschaftspolitik legt die Kommission den Schwerpunkt klar auf Dialog
und nicht auf Sanktionsmaßnahmen. Pfestroff merkt in einem Beitrag an: „Und
schließlich wiederholen die Kommissionsvertreter/innen gebetsmühlenartig, dass
politischer Dialog jederzeit den Vorrang vor Durchsetzungsmaßnahmen haben müsse.
Ein Eingreifen in die Souveränität anderer Staaten wiederspreche dem
Partnerschaftsgedanken der EU zutiefst. Im Übrigen sei die Nachbarschaftspolitik vom
Beitrittsprozess dadurch unterschieden, dass man von den Partnerländern nicht die
Einhaltung des acquis communitaire erwarte“ (Pfestroff (2006), S. 29). Sie argumentiert
aber dafür, dass die EU durchaus indirekte Anreize für die größere Rechtsdisziplin bei
ius-cogens-Normen als Grenzmarkierung für den nachbarschaftlichen Dialog setzen
sollte. Dies müsse zumindest in den Politikbereichen gelten, die von EU-Fördermitteln
profitieren (Ebda., S. 30).

Die multilaterale Ebene: die EU in der Menschenrechtskommission bzw. dem VN-
Menschenrechtsrat65

Auf dieses Thema kann in den Grenzen dieses Beitrages nur kurz eingegangen
werden. Die EU und ihre Mitgliedsstaaten sind ein äußerst aktiver Akteur in der
zuständigen VN-Regionalgruppe, der Western and Other Countries Group (WEOG).
Früher, bei den Sitzungen der VN-Menschenrechtskommission, der Vorgängerin des VN-
Menschenrechtsrates, nahm sie Jahr für Jahr in einer längeren Stellungnahme unter
TOP 9 - Situation der Menschenrechte in der Welt - Stellung und kritisierte rd. 30 bis 40
Länder. Kein anderer Staat oder Regionalgruppe gaben so umfassende Stellungnahmen
ab. Natürlich wurden diese von den betroffenen, manchmal auch dritten Staaten, auch
als arrogant und als Zeichen doppelter Standards empfunden oder als neokolonialistisch
bezeichnet.

Wenn es dann um die Einbringung von Resolutionen ging, für die eine einfache
Stimmenmehrheit notwendig war, verhielt sich die EU vorsichtig – manche würden
sagen: auch ängstlich - , wählte sorgsam aus, weil man bei den Abstimmungen in
einem Gremium, in dem der Westen strukturell in einer Minderheitenposition war und
ist, keine erfolglosen Initiativen starten wollte. Wann und warum die Union zu



15

www.menschenrechte.org

bestimmten Ländern zu dem stärksten Mittel der Kommission, einem
Resolutionsentwurf oder der Forderung nach der Einsetzung einer oder eines
Sonderberichterstattenden gegriffen hat, ist kaum verlässlich zu sagen, weil die
Beratungen vertraulich sind und auch die Forschungsliteratur hier kaum Erkenntnisse
erbracht hat. Was könnten Kriterien für eine solche Entscheidung sein? Wahrscheinlich
sind Schwere der Menschenrechtsverletzungen, jüngste Trends bei den Verletzungen,
direkte Regierungsverantwortlichkeit, Beeinflussbarkeit der Regierung und Chancen auf
eine Stimmenmehrheit bei der Abstimmung einige Kriterien, die nahe liegen. Welche
Rolle die politische Nähe zum Westen spielt, ist schwer zu sagen, liegt aber als Kriterium
auch nahe. Klar dürfte sein, dass die EU diese Instrumente nicht gegen ein EU-
Mitgliedsland, die USA oder andere westliche Länder nutzte.

Die Gründung des VN-Menschenrechtsrates 2006 wurde und ist begleitet von einem
ständigen Ringen um seine Arbeitsinstrumente, insbesondere die Universal Periodic
Review (UPR)66 und die Sondermechanismen67. Im Kern geht es um die Möglichkeiten
des Rates, Ländersituationen unabhängig und kritisch recherchieren, evaluieren und
bewerten zu können. Eine Reihe von Mitgliedern, besonders Länder aus Asien und
Afrika, versuchen seit Jahren diese Möglichkeiten zurückzuschneiden. Nach sehr
schwierigen Diskussionen im Frühjahr und Sommer 2007 gelang es, die wesentlichen
(reformierten) Instrumente der Kommission für den Rat zu retten und den UPR
einzuführen. In diesen Monaten spielte die deutsche Präsidentschaft eine entscheidende
und positive Rolle bei der Koordination und beim strategischen Vorgehen, so dass ein
schlechtes Ergebnis – die genannten menschenrechtskritischen Ländern hatten auf eine
Abschaffung von Länderresolutionen und der Sonderverfahren hingearbeitet –
verhindert werden konnte (Der Preis war die Beendigung zweier
Länderberichterstattungsmandate, Belarus und Kuba). Gleichwohl ist die weitere
Entwicklung durchaus offen, und neue Konflikte sind wahrscheinlich.

Problemfelder und Herausforderungen

Anhand der oben ausgeführten Kriterien68 soll nun die EU-Menschenrechtspolitik im
internationalen Bereich beurteilt werden. Wie eingangs erwähnt, wird das Kriterium der
Konsistenz als das Einhalten menschenrechtlicher Vorgaben der EU durch ihre Organe
und in den verschiedenen Politikbereichen verstanden, ohne dass es zu (ungelösten)
inneren Widersprüchen oder Spannungen kommt. Das Kriterium der Kohärenz ist
erfüllt, wenn der relativ vergleichbare Einsatz der Instrumente in Abhängigkeit von der
konkreten Menschenrechtssituation und nicht von den jeweiligen besonderen
Beziehungen zum Zielland geschieht. Darüber hinaus wurde eine systematische
Evaluierung vorgeschlagen, um die Effektivität des jeweiligen Instruments und seine
menschenrechtliche Wirkung festzustellen.

Kriterium Konsistenz

Institutionelle Aufteilung menschenrechtspolitischer Themen:

Trotz öffentlicher Bekenntnisse entspricht die EU-Menschenrechtspolitik dem
Kriterium der Konsistenz noch nicht hinreichend69. Dabei spielt vor allem die
institutionelle Aufteilung von Kompetenzen und Handlungsfeldern innerhalb der EU eine
Rolle. Wie bei der Beschreibung der verschiedenen Instrumente schon angedeutet, sind
einige der menschenrechtlich relevanten Politikbereiche wie Entwicklungspolitik oder
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gemeinsame Handelspolitik vergemeinschaftet, während andere als Teil der GASP
intergouvernemental entschieden werden.

Dies hat zur Folge, dass Rat, Kommission und EP über unterschiedliche
Kompetenzen bei der Ausarbeitung und Abstimmung von politischen Maßnahmen
verfügen, was zum Teil zu erheblichen Diskrepanzen bei Menschenrechtsfragen führt.
Darüber hinaus stellt die Kompetenzverteilung innerhalb der Kommission in die
verschiedenen Generaldirektionen ein zusätzliches Hindernis für ein so genanntes
menschenrechtliches mainstreaming dar. Mit Blick auf die rechtliche Verantwortlichkeit
für Menschenrechtsverstöße in der Außenpolitik kommt hinzu, dass GASP als zweite
Säule der EU bisher nicht unter die Rechtssprechung des EuGH fällt. Des Weiteren ist es
bedauerlich, dass das EP, das bisher die aktivste Rolle in der Verteidigung eines
menschenrechtspolitischen Ansatzes in der Außenpolitik gespielt hat, so gut wie kein
politisches Mitbestimmungsrecht bei der GASP hat.

Diskrepanz zwischen innen- und außenpolitischen
Normen:

Abgesehen von der komplizierten institutionellen Aufteilung kann die mangelnde
Konsistenz auch durch die Diskrepanz zwischen innenpolitisch und außenpolitisch
angewandten Normen erklärt werden. Die Verhandlungen im Rahmen der zentral- und
osteuropäischen Erweiterung 2004 verdeutlichten dies. Die EU hat im Rahmen der
Beitrittsverhandlungen wiederholt auf die große Bedeutung des Minderheitenschutzes
durch die Beitrittsländer hingewiesen70. Es zeigt sich jedoch, dass ungeachtet der
Tatsache, dass die Mitgliedstaaten, die sich selbst innerhalb der EU nicht auf eine
verbindliche Richtlinie einigen konnten, diese gleichwohl für die Kandidatenländer als
Voraussetzung für den EU-Beitritt forderten. Dies ist keine Frage von mangelnder
Koordination wie im Falle der erwähnten institutionellen Rahmenbedingungen, sondern
eine Konsequenz von Interessenkonflikten in der menschenrechtspolitischen Praxis71.

Geringe Bedeutung wirtschaftlicher und sozialer
Menschenrechte:

In ihrem Diskurs bekennt sich die EU zur Universalität aller Menschenrechte.
Gleichwohl ist die geringe Bedeutung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen
Rechte in ihrer Politik unverkennbar. Ein Beispiel hierfür ist die EU-Osterweiterung, wo
der Schwerpunkt eindeutig auf der Wirtschaftsliberalisierung der Länder lag. Den
sozialen Rechten der Bürger wurde dabei wenig Achtung geschenkt72. Diese Tendenz
wird auch bei der gemeinsamen Entwicklungspolitik deutlich, da die EPAs die
Möglichkeit der Regierungen von Entwicklungsländern in Sozialausgaben zu investieren,
erheblich einschränkt73.

Aus menschenrechtlicher Perspektive wird dadurch wirtschaftlichen und sozialen
Rechten nicht genügend Rechnung getragen. Das Recht auf Bildung und Gesundheit
(letzteres ist zusätzlich durch die Patentregulierung gefährdet) als menschenrechtliche
Verpflichtung in der Entwicklungszusammenarbeit wahrzunehmen, wäre ein wichtiger
Schritt hin zu einer konsistenteren Menschenrechtspolitik.

Konflikt zwischen übergeordneten außenpolitischen und
menschenrechtlichen Zielen:

Dass Menschenrechte als erste Priorität gelten, wäre realpolitisch sicher
unwahrscheinlich. Jedoch sollte die EU weiter Menschenrechte zu einem



17

www.menschenrechte.org

kontinuierlichen Ziel bei jeder Abwägung ihrer Interessen machen; sie sollten zu einer
Querschnittsaufgabe für alle Politikbereiche werden. Die EU wird ohne Zweifel auch in
Zukunft an ihrer Rolle bei der Wahrung fundamentaler Menschenrechte in
außenpolitischen Bemühungen gemessen werden, nicht zuletzt da sie selbst diese Ziele
immer wieder in den Vordergrund ihrer Politik stellt und hierfür auch breite
gesellschaftliche Unterstützung hat74.

Dies wird auch weiter deutlich, wenn man die Außenpolitik anhand des Konsistenz-
Kriteriums beurteilt und somit die Verhältnismäßigkeit und Vergleichbarkeit von
Instrumenten mit der menschenrechtlichen Lage vor Ort und der Selektion von
Zielländern überprüft.

Kriterium Kohärenz

Selektion von Zielländern:

Wie schon oben angedeutet, haben strategisch - politische und wirtschaftliche
Interessen bei außenpolitischen Entscheidungen Priorität. Diese Tendenz wird dadurch
verstärkt, dass GASP ausschließlich vom Rat und in den meisten Fällen nach Artikel 23
EU-Vertrag mit Vetorecht abgestimmt wird. Daraus entsteht eine Politik des kleinsten
gemeinsamen Nenners, was für menschenrechtliche Standards besonders negative
Auswirkungen hat.

Wie gezeigt wurde, verhängte die EU Sanktionen auf Grund von
Menschenrechtsverletzungen nahezu ausschließlich bei wirtschaftlich und politisch
weniger wichtigen oder unwichtigen Staaten, vor allem in Afrika, sowie gegen
Myanmar/Birma und darüber hinaus in einigen Staaten auf dem Balkan gegen
Einzelpersonen. Für die EU strategisch wichtige Länder wie China, Russland oder USA
wurden sehr viel zurückhaltender behandelt. Weder gegenüber der Russischen
Föderation - militärischen Interventionen in Tschetschenien und restriktive Handhabung
der Pressefreiheit – noch gegenüber China wurden in jüngster Zeit wirtschaftliche oder
politische Sanktionen beschlossen.

Auf die politisch-strategische Frage, ob und unter welchen Bedingungen Sanktionen
als Antwort auf (schwere) Menschenrechtsverletzungen gegenüber (welchen?) Staaten
sinnvoll sind, wurde bereits eingangs verwiesen. Diese Frage ist dann von Bedeutung,
wenn Sanktionen nicht nur als ein politisches Signal für den EU-Raum gemeint sind,
vielmehr mit ihnen Veränderungen im Zielland bewirkt werden sollen (die Frage der
Länderstrategie). Und ein weiteres Kalkül ist, ob es Staaten gibt, die von der Politik
realistischerweise kaum mit Sanktionen belegt werden (können), weil die EU (-
Mitgliedsstaaten) von ihnen einfach stark abhängig sind, etwa die Russische Föderation
in Bezug auf Energie und ihre Rolle im Sicherheitsrat oder China aufgrund von dessen
Rolle im Sicherheitsrat und in den Wirtschaftsbeziehungen.

Abgesehen von diesen global - strategisch wichtigen Partnern kann gesagt werden,
dass wichtige Interessen in den bilateralen Beziehungen eines Drittlandes zu einem oder
mehreren EU-Mitgliedstaaten, dazu führen können, Menschenrechte im Vergleich zu
strategischen, politischen und wirtschaftlichen Zielen an Bedeutung verlieren zu lassen
(Flüchtlingspolitik, Terrorismusbekämpfung, wirtschaftliche Interessen in bestimmten
asiatischen Staaten).
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Vergleichbarer Einsatz der politischen Instrumente zur Förderung der
Menschenrechte:

Vergleicht man den angesichts der anhaltenden Menschenrechtsverletzungen wenig
ertragreichen Menschenrechtsdialog mit China mit den politischen und wirtschaftlichen
Sanktionen, die gegenüber Belarus75 eingesetzt wurden, kann wohl von einem
verhältnismäßigen Einsatz der politischen Instrumente vor Ort keine Rede sein.

Dabei ist zu berücksichtigen, dass ein identischer vergleichbarer Einsatz von
Instrumenten  bei den Beziehungen zu Drittstaaten kaum realistisch ist, da sie nicht
hinreichend länderspezifische Gegebenheiten einbeziehen. Dennoch scheint es
hinsichtlich des Anspruchs auf eine kohärente Menschenrechtspolitik angemessen,
Interessenkonflikte wie beim Menschenrechtsschutz in Drittstaaten und dem
sicherheitspolitischen Ziel eines effektiven Grenzschutzes klar zu benennen.

Insgesamt lässt sich daher festhalten, dass schärfere außenpolitische Maßnahmen in
ihrer Anwendung von übergeordneten sicherheits- und wirtschaftspolitischen Zielen
abhängen und es daher keinen völlig gleichen/vergleichbaren Einsatz
menschenrechtlicher Instrumente gibt.

Kriterium Transparenz

Kritik ist hier vor allem an den Menschenrechtsdialogen aufgrund der fehlenden
Transparenz über Ausgangskriterien sowie gemeinsam vereinbarte Standards geübt
worden. Am Beispiel der Menschenrechtskonsultationen mit Russland wurde deutlich,
dass oft noch nicht mal von einer gemeinsamen Ausgangsposition gesprochen werden
kann76. Im Falle Irans waren die Kriterien unbekannt. Infolgedessen kann dann nur
schwer bewertet werden, ob auf eine Verbesserung oder Verschlechterung der
Menschenrechtssituation angemessen reagiert wird, was man bei einer kohärenten
Menschenrechtspolitik erwarten können muss.

Menschenrechtsorganisationen beklagen diesen Mangel an Transparenz, der eine
unabhängige Beurteilung von Seiten der Zivilgesellschaft erschweren würde, sowie
fehlende öffentlich zugängliche Evaluationen. Dies ist bedauerlich, da unabhängige und
kritische Evaluationen den politischen Hintergrund des jeweiligen Landes in Bezug zu
den gewählten EU-Maßnahmen abbilden und damit einen wesentlichen Beitrag zu einer
Verbesserung der EU-Menschenrechtspolitik leisten könnten77. Durch ein Mitwirken aller
Akteure ließen sich Meinungsverschiedenheiten klarer formulieren und ein klares
System von benchmarks erarbeiten, nützlichen Zwischenzielen auf dem Weg einer
umfassenden besseren Beachtung der Einhaltung der Menschenrechte. Auch könnte so
informierter diskutiert werden, ob „stille Diplomatie“, wie von der EU-Kommission
behauptet, häufig der wirkungsvollste Weg zur Vertretung von Menschenrechten in
Außenbeziehungen ist, und welche anderen Erfolg versprechenden Strategien zum
Einsatz kommen könnten.

Allerdings muss zu dieser Kritik angemerkt werden, dass vertrauliche Beratungen
auch ein Selbstschutz politischer Organisationen gegenüber Einflussversuchen anderer
politischer Akteure, besonders Regierungen, darstellen. Denn liegen die internen
Entscheidungsprozesse offen, ist es für Regierungen und andere Akteure sehr viel
leichter, diese zu beeinflussen. Gerade für eine Institution wie die EU, die trotz zum Teil
nicht unbedeutender Meinungsunterschiede als geeinter Akteur international auftreten
und erscheinen will, ist dies offensichtlich ein schwieriges Thema. Gleichzeitig muss die
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Forderung nach mehr Transparenz für EU-Organe in ihrem Verhältnis zur europäischen
und nationalen Zivilgesellschaft eine wichtige Forderung bleiben. Gut fundierte fachliche
Evaluierungen könnten hier einen Fortschritt darstellen (siehe auch weiter unten).

Obwohl derartige politische Doppelstandards aufgrund von Interessenunterschieden
und Abstimmungsproblemen nachvollziehbar sind, soll diese Frage im Folgenden kurz
problematisiert werden. Dabei ist vor allem vor der Gefahr legitimierender Wirkung von
menschenrechtlichen Politikinstrumenten zu warnen. Obwohl die außenpolitischen
Maßnahmen der EU oft nicht mit der menschenrechtlichen Situation im Drittland
abgestimmt sind, wie am Beispiel des Menschenrechtsdialogs mit China zu sehen ist,
werden sie als Versuch gewertet, auf die Menschenrechtsverletzungen zu reagieren.
Ohne dabei politische oder wirtschaftliche Konsequenzen ziehen zu müssen, wird der
Dialog, obwohl mitunter wenig ertragreich, als Rechtfertigung dazu genutzt, keine
offene Kritik an den Menschenrechtsverletzungen zu üben, da dies ja gerade Teil des
Dialogs sein soll78.

Der Vorwurf der Doppelmoral verringert überdies die Glaubwürdigkeit der EU auf
internationaler Ebene, auch wenn grundsätzlich die EU der aktivste staatliche
Menschenrechtsmotor im multilateralen Rahmen ist. Gleichwohl: Das jahrelange
diplomatische Beschweigen der von den USA im „Krieg gegen den Terror“ begangenen
Menschenrechtsverletzungen bei den EU-USA-Gipfeln lässt die Behauptung,
Menschenrechte seien in der EU-Außenpolitik hoch angesiedelt, nicht glaubhaft
erscheinen79. Zwar ersuchte die EU die USA, den Wünschen der UN-
Sonderberichterstatter, Guantánamo zu besuchen, zu entsprechen, verurteilte jedoch
nicht die amerikanischen Praktiken zur Terrorismusbekämpfung. Ebenso muss die
inkonsequente Adressierung von Menschenrechtsverletzungen innerhalb der EU im
Zusammenhang mit dem Vorwurf der Doppelmoral genannt werden. Dabei sollte auch
erwähnt werden, dass die EU beim gemeinsamen Handeln mit Drittstaaten, wie im Falle
von Grenzpatrouillen und Migrationsagenturen im Rahmen des ENP, für
Menschenrechtsverletzungen mitverantwortlich ist. Dies ist vor allem angesichts der
Tatsache, dass die Verantwortung für den EU - Grenzschutz zunehmend von Drittstaaten
übernommen wird, bedenklich80.

Schlussfolgerungen

Wie sich zusammenfassend zeigt, kann man im Falle der EU sicher von einer
umfangreichen und differenzierten, aber nicht notwendig von einer hinreichend
konsistenten und kohärenten Menschenrechtspolitik sprechen.

Entgegen dem Anspruch einer konsistenten und kohärenten Menschenrechtspolitik
ist das EU-Engagement im internationalen Bereich leider immer noch zu sehr durch
„Verschleierung, Rollentrennung und Kompromisse“ charakterisiert81. Die Dominanz von
machtpolitischen und wirtschaftlichen Interessen hinsichtlich der EU-Außenpolitik lässt
Kritiker sogar fürchten, dass es zu einer Abkehr vom Gedanken der
Menschenrechtsförderung im internationalen Bereich kommen könnte. Es bestehe die
Gefahr, dass realpolitische Überlegungen so stark überwiegen, dass Menschenrechte zu
Prinzipien zweiten Ranges degradiert werden, die nur dann Beachtung finden, wenn sie
politisch als mit anderen Zielen kompatibel angesehen werden82. Dabei liegt der Vorwurf
nahe, dass Menschenrechte in erster Linie zur Erlangung von Legitimität genutzt werden
und nicht hinreichend als ethischer Maßstab, sondern nur als politisches Instrument
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wahrgenommen werden. Verbunden damit ist die Befürchtung, dass wie im Falle des
Menschenrechtsdialogs mit China, die bestehenden Maßnahmen unabhängig von ihrer
konsistenten Anwendung oder Effektivität dazu benutzt werden könnten, Kritik an
Menschenrechtsverletzungen in Drittstaaten sowie die Forderung nach einem klareren
Standpunkt der EU abzuschwächen.

Ein strukturelles Problem der EU-Menschenrechtspolitik ist die Einbettung von
Menschenrechten in das europäische Modell von Demokratie, Marktwirtschaft und
regionaler Integration. Die Frage, ob dieses Modell universal anwendbar und somit
exportierfähig ist, bleibt vor allem in Hinblick auf afrikanische Staaten noch zu
beantworten83.

Ein weiterer Faktor ist die häufig mangelnde Bereitschaft der Drittländer zu
politischen oder institutionellen Reformen. Staaten adoptieren EU-Regeln nur dann,
wenn die Vorteile, die sie sich daraus erhoffen, die Kosten der Implementierung
überwiegen84. Das ist auch der Grund, warum bisher Menschenrechtspolitik gegenüber
Bewerberländern am erfolgreichsten war.

Da eine allgemeine Bereitschaft der EU zu einer vermehrten Wahrnehmung der
Menschenrechtssituation und Förderung von Menschenrechten in Außenbeziehungen
nicht zu bestreiten ist, werden abschließend einige Vorschläge für eine Verbesserung der
Koordination sowie des Einsatzes von Instrumenten gegeben.

An erster Stelle ist zu nennen, dass der Diskrepanz von innen- und außenpolitischen
Maßstäben entgegengearbeitet werden sollte, da diese die EU als
menschenrechtspolitischen Akteur in Frage stellen würden. Dazu gehört eine stärkere
Koordination von Maßnahmen im EU-Raum mit der EU-Menschenrechtspolitik
gegenüber Drittstaaten. In diesem Zusammenhang ist z.B. die belastende Wirkung der
EU-Agrarsubventionen für wirtschaftlich schwache Entwicklungsländer zu nennen.

Mit Blick auf den intergouvernementalen Charakter der GASP und der primären
Ausrichtung der strategisch - politischen und wirtschaftlichen Gesichtspunkte erscheint
es hilfreich, auch im Bezug auf Menschenrechte eine Aufgabenliste für die rotierende
Ratspräsidentschaft, wie im Bereich der Wirtschafts- und Handelskooperation üblich,
einzuführen. Eine in diesem Rahmen zusammengestellte Liste von speaking points
könnte es vor allem kleineren EU-Mitgliedstaaten mit begrenzten diplomatischen
Kapazitäten erleichtern, während ihrer Präsidentschaft eine vorher festgelegte Politik zu
verfolgen85.

Drittens ist eine stärkere Beteiligung des EP erstrebenswert, da es im Bereich der
Menschenrechte hohes Engagement zeigt, Evaluierung von menschenrechtlichen
Praktiken vornimmt und dabei Vorschläge für eine kohärentere Menschenrechtspolitik
ausarbeitet86. Dieses Potential sollte genutzt werden, da mehr Mitspracherecht des
Parlaments der Kritik an der Authentizität der EU-Menschenrechtspolitik zunehmend den
Boden entziehen würde87.

Weiter besteht ein erheblicher Bedarf an unabhängiger Evaluierung von
Menschenrechtspolitik, die im Falle einer Einbindung von allen Akteuren zu einem
klareren Verständnis gemeinsamer Ziele und zu mehr Effektivität von
menschenrechtlichen Maßnahmen führen würde – und dies zusätzlich zu den
entwicklungspolitisch ausgerichteten  Evaluierungen von EU-Projekten. Außerdem
könnte eine unabhängige Beurteilung außenpolitischen Handelns die Legitimität und
Glaubwürdigkeit der EU in diesem Bereich stärken, d.h.zu fordern ist eine Evaluierung
und Analyse der politischen Maßnahmen. (Es existieren natürlich entwicklungspolitische
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Evaluierungen, aber diese sind schon von ihrer Anlage her politisch eher begrenzt und
wenig aussagefähig).

Schließlich ist eine intensivere und vor allem beständige Zusammenarbeit mit
zivilgesellschaftlichen Akteuren zu fordern. Denn diese wird zu einer qualitativ besseren
Förderung der Menschenrechte beitragen, gerade auch im konzeptionellen Bereich und
bei der Beschlussfassung über Programmschwerpunkte.
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